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Zweite Verordnung* 
über die staatlichen Verwaltungsgebühren

vom 28. November 1967

Zur Erhöhung der Verantwortung der zuständigen 
staatlichen Organe bei der Festsetzung von Verwal­
tungsgebühren wird folgendes verordnet:

§1
Die §§ 13 und 15 der Verordnung vom 28. Oktober 

1955 über die staatlichen Verwaltungsgebühren (GBl. I 
S. 787) erhalten folgende Fassung:

„§ 13 
Gebührentarife

(1) Verwaltungsgebühren sind nach den Gebühren­
tarifen zu erheben, die von den zuständigen Mini­
stern bzw. Leitern der zentralen staatlichen Organe 
festgesetzt und bekanntgegeben werden.

(2) Gebühren für Verwaltungshandlungen, die im 
Bereich mehrerer zentraler staatlicher Organe vorzu­
nehmen sind, werden vom Minister der Finanzen 
festgesetzt und bekanntgegeben.

§ 15
Benutzungs-, Gestattungs- und 

Anerkennungsgebühren
Gebühren für die Benutzung der von den staat­

lichen Organen unterhaltenen Anstalten, Anlagen und

* (1.) VO vom 28. Oktober 1955 (GBl. I Nr. 9G S. 787)

Einrichtungen sowie Gestattungs- und Anerkennungs­
gebühren werden durch das dafür zuständige staat­
liche Organ festgesetzt. Sofern es sich um Gebühren 
(Entgelte) für in preisrechtlichen Bestimmungen er­
faßte Leistungen handelt, regelt sich die Ausarbei­
tung und die Zuständigkeit für die Bestätigung nach 
den preisrechtlichen Bestimmungen.“

§2

Die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung be­
kanntgegebenen Verwaltungsgebührentarife gelten wei­
ter bis zu einer Neuregelung durch die zuständigen 
Minister bzw. Leiter der zentralen staatlichen Organe.

§3

Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

Berlin, den 28. November 1967

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

N e u m a n n  
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates

Der Minister der Finanzen 
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